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E 66 ·NR!XX. GP 
E n t s c h 1 i e 6 u n 9 

des Nationalrates vom 8. Juli 1997 

betreffend Sicherung des Wirtschaftsstandortes österreich und beschäfti­
gungspolitische Initiativen 

Die Bundesregierung wird ersucht, alle Möglichkeiten zur Absicherung bzw. Stärkung des 

Wirtschaftsstandones Österreich sowie zur Wiedererreichung der Vollbeschäftigung 

auszuschöpfen: 

Zur Steigerung der österreichischen Exponquote ist die Exportoffensive rasch umzusetzen. 

Die Effizienz der Technologie- und Forschungsförderung ist zu steigern; insbesondere 

ist die Bereitstellung weiterer Technologiemilliarden zu gewährleisten. 

Österreich liegt bei den Ausgaben für Forschung & Entwicklung unter dem 

europäischen Durchschnin. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in den Jahren 

1998/99, wie bereits 1997., zusätzliche Minel für Technologieförderung 

("Technologiemilliarde") bereitzustellen. Aus diesen Mineln sollen auch Maßnahmen 

zur Steigerung der Exporte ergriffen werden. 

Für die weitere Wirtschaftsentwicklung in Österreich haben Maßnahmen der 

Beschäftigungspolitik absolute Priorität. Zur Förderung der Jugendbeschäftigung ist das 

bereits erarbeitete Sonderprogramm wngehend wnzusetzen; weiters ist der Arbeitslosigkeit 

älterer Arbeitnehmer entgegenzuwirken. 

Bei d'cr Vorbereitung zur Übernahme der EU-Präsidentschaft sind im Sinne des im 

Amsterdamer Vertrag enthaltenen Beschäftigungskapitels konkrete 

Beschäftigungsinitiativen zu erarbeiten. 

Um die Wenbewerbssituation durch Senkung der im internationalen Vergleich hohen 

Stromkosten ohne Belastung der privaten Haushalte zu verbessern, ist das 

Energieorganisationsgesetz bis spätestens 31.12.1997 dem Nationalrat zuzuleiten; 

• Durch die Zunahme der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung gehen für die 

österreichische Wirtschaft Sozialversicherungsabgaben und Steuern verloren. 

Daher sind zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung weitere 

Maßnahmen zu initiieren. 

66/E XX. GP - Entschließung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



., 
-~-

Die österreichische Politik kann die internationalen Ursachen für den UriaubeITÜckgang 

schwer beeinflussen, wnso mehr sind Maßnahmen zur Beseitigung der Strukturschwächen 

im Tourismus zu setzen; insbesondere ist durch eine neue Schwerpunktsetzung im 

Rahmen der Tourismusförderung die Bildung von kooperativen und regionalen 

Tourismusorganisationen anzuregen und gezielt zu fördern; die ÖHT in eine 

Restrukturierungsbank umzubauen (Langzeitdarlehen, Beteiligungsgarantien) und die 

gezielte und koordinierte Vernetzung der Freizeitinfrastruktur einer Region mit dem 

touristischen Angebot voranzutreiben. 

[m Rahmen der Gewerberechtsnovellc 1997 wurde auch das Betriebsanlagenrecht 

novelliert und beim WiI1schaftsministerium eine Deregulierungskommission etabliert. 

Der Wirtschaftsminister wird nunmehr aufgefordert, weiterführend ein einheitliches 

Anlagenrecht zu erarbeiten und dem Parlament vorzulegen. 

• Mit der Novelle zur Konjunkturstatistik- Verordnung wurde ein wichtiger Schritt zur 

bürokratischen Entlastung der österreichischen Wirtschaft gesetzt. In diesem Sinne sind 

weitere EU-konforme Vereinfachungen bei den Statistik-Meldungen voranzutreiben. 

rm Rahmen der EU sind Initiativen zu setzen, wn eine Hannonisierung der 

Steuersysteme in der EU herbeizuführen. Durch einen Verhaltenskodex soll der 

unlautere Steuerwettbewerb unterbunden werden. 
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